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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Betr.: Personelle Beteiligung der Bundesrepublik Deutschland an Internationalen 
Organisationen 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 2. Dezember 1971 
- Drucksache VI/2829 - 


Schreiben des Bundesministers des Auswärtigen vom 5. Februar 
1973- 100- 109.30/00 

Am 2. Dezember 1971 hat der Deutsche Bundestag wie folgt 
beschlossen (Drucksache VI/2829) : 

„Die Bundesregierung wird ersucht, 

a) an dem Ausschuß, der sich mit allen grundsätzlichen Fragen 
der deutschen Personalbeteiligung an internationalen Orga- 
nisationen befaßt, auch Vertreter der Verwaltungen der in 
§ 176 des Bundesbeamtengesetzes genannten Verfassungs- 
organe zu beteiligen, 

b) alle Möglichkeiten wahrzunehmen, damit die für internatio- 
nale Aufgaben geeigneten Bediensteten von der Zentral- 
stelle für Arbeitsvermittlung erfaßt und ihnen die zu beset- 
zenden Stellen rechtzeitig bekannt werden, 

c) dem Deutschen Bundestag bis zum 31. Dezember 1972 erneut 
zu berichten und hierbei auch das Verhältnis der finanziel- 
len zur personellen Beteiligung der Bundesrepublik Deutsch- 
land an internationalen Organisationen, und zwar aufgeglie- 
dert nach den einzelnen Organisationen, zu berücksichtigen." 

Zu diesem Beschluß berichte ich wie folgt: 

zu a) 

Seit dem 1. März 1972 gehören Vertreter der Verwaltungen des 
Deutschen Bundestages und des Bundesrates dem Ausschuß für 
die deutsche personelle Beteiligung an internationalen Organi- 
sationen an. Der Ausschuß hat daher seine bisherige Bezeich- 
nung geändert. 
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Der Herr Präsident des Bundesverfassungsgerichts hält eine 
ständige Vertretung im Ausschuß nicht für unbedingt notwen- 
dig, sondern die Vertretung der Interessen der Angehörigen 
des Bundesverfassungsgerichts durch die Zentralstelle für 
Arbeitsvermittlung, Büro Führungskräfte zu internationalen 
Organisationen (ZAV), für gesichert. 

zu b) 

Für die Erfassung der für internationale Aufgaben geeigneten 
Bediensteten und die rechtzeitige Bekanntgabe der zu besetzen- 
den Stellen wurden folgende Maßnahmen getroffen; 

1. Die Zentralstelle für Arbeitsvermittlung, die Bundesministe- 
rien, deren nachgeordnete Behörden und die übrigen Ausschuß- 
mitglieder haben durch Veröffentlichungen und durch unmittel- 
bare Kontakte die zentrale Erfassung aller am internationalen 
Dienst interessierten und geeigneten Bewerber eingeleitet. Die 
Auslandsvertretungen haben hierbei mitgewirkt. Zur Zeit sind 
bei der Zentralstelle für Arbeitsvermittlung etwa 3600 Bewer- 
ber erfaßt; die Bemühungen um die Gewinnung weiterer Inter- 
essenten werden fortgesetzt. 

2. Die Vakanzen in internationalen Organisationen, die über 
die deutschen Auslandsvertretungen, durch Ausschreibungen 
oder in anderer Form bekannt werden, werden in der Bewer- 
berkartei der Zentralstelle für Arbeitsvermittlung ausgewer- 
tet und in gezielter Form veröffentlicht. Vor allem wurden diese 
Vakanzen Universitäten, wissenschaftlichen Instituten, Wirt- 
schaftsverbänden, Berufsverbänden, ausgewählten Firmen mit- 
geteilt und durch Inserate allgemein bekanntgemacht. Mit der 
Westdeutschen Rektorenkonferenz, der Ständigen Konferenz 
der Kultusminister der Länder, Universitäten und wissenschaft- 
lichen Instituten wurden Kontakte zur Gewinnung von Bewer- 
bern aufgenommen. Es wurden ferner Verbindungen zu den 
Arbeitnehmerverbänden, den zentralen Wirtschaftsverbänden, 
der Bundesvereinigung deutscher Arbeitsgeberverbände und 
dem Bundesverband der deutschen Industrie und in diesem Rah- 
men besonders zur Arbeitsgemeinschaft Entwicklungsländer auf- 
genommen. Außerdem wurden folgende Verbände und Institu- 
tionen angesprochen: 

Deutsche Bundesbank 

Verband deutscher Unternehmensberater 

Verband unabhängig beratender Ingenieurfirmen 

Arbeitsgemeinschaft Außenhandel der deutschen 
Wirtschaft 

Deutsche Landwirtschaftsgesellschaft 
Bundesärztekammer 
Tönissteiner Kreis 
mehrere Berufsfachverbände 
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Die Ausschreibungen wurden darüber hinaus in Tageszeitun- 
gen, Fachzeitschriften und amtlichen sowie nichtamtlichen 
Mitteilungsblättern veöffentlicht. 

Auch die im Ausschuß vertretenen Ressorts haben - wie in der 
Vergangenheit - Angehörige ihrer Arbeitsbereiche für die 
Tätigkeit in internationalen Organisationen freigestellt und 
durch verstärkte Kontakte zu Universitäten, wissenschaftlichen 
Institutionen und Einrichtungen der Wirtschaft zusätzlich deut- 
sche Bewerber benannt. 

Die bisherige Erfahrung hat gezeigt, daß der Bewerberkreis 
für bestimmte - in aller Regel besonders wichtige - Posten klein 
ist und nur gezielte, nicht weitgestreute Veröffentlichungen zum 
Erfolg führen. 

Zu c) 

Das Verhältnis der finanziellen zur personellen Beteiligung der 
Bundesrepublik Deutschland an internationalen Organisationen 
ist für die bedeutendsten Organisationen des VN-Bereiches, die 
Europäischen Gemeinschaften und eine repräsentative Auswahl 
aus der Gruppe der „Sonstigen Organisationen", aus der als 
Anlage beigefügten Liste ersichtlich. 

1. Ein Vergleich der einzelnen Organisationen zeigt, daß die 
Bundesrepublik Deutschland sehr unterschiedlich repräsentiert 
ist; das bezieht sich sowohl auf die einzelnen Organisationen 
selbst, wie auf die drei großen vorgenannten Gruppen. Die 
Statuten und sonstigen Vorschriften aller internationaler Orga- 
nisationen enthalten Bestimmungen, die eine internationale 
Besetzung der Mitarbeiterstäbe bezwecken. Dieses Prinzip der 
geographisch ausgeglichenen Verteilung, das nur für die Po- 
sten innerhalb der Sekretariate, nicht für die Experten im 
Außendienst gilt, ist überall anerkannt, ohne daß dadurch ein 
Rechtsanspruch der Mitgliedstaaten begründet wird. Dabei sind 
die Vorschriften über die „Posten-Gewichtung" unterschiedlich. 
Eine rein quantitative Übersicht ist solange nicht aufschlußreich, 
als sie keine Aussagen über die Anzahl der besetzten leitenden 
Posten enthält. Bei einem internationalen Vergleich fällt auf, 
daß einige Staaten besonderen Wert auf die Besetzung von 
Führungsposten legen. Das gilt einmal für die großen Beitrags- 
zahler, aber auch für eine Reihe der kleineren (worin sich deren 
Bemühen widerspiegelt, ihren internationalen Einfluß zu er- 
halten und zu verstärken). 

Für den Bereich der Europäischen Gemeinschaften wird durch 
deren Erweiterung eine Revision der gegenwärtigen Personal- 
anteile erforderlich. 

Der bevorstehende Beitritt zu den Vereinten Nationen wird sich 
auch auf unsere personelle Beteiligung im VN-Bereich auswir- 
ken. Unsere bisherige Personalquote (desirable ränge: 21 bis 27 
Posten) dürfte sich etwa verfünffachen. Es wird nicht möglich 
sein, diese erweiterte Personalquote sofort auszufüllen, sondern 
nur nach Maßgabe freiwerdender Stellen. Die Bundesregierung 
wird jedoch darauf hinwirken, daß die Bundesrepublik Deutsch- 
land so rasch wie möglich nach dem Beitritt auch personell ent- 
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sprechend dem Gewicht und der Bedeutung ihrer Beteiligung im 
VN-System vertreten sein wird. Dazu müssen zu gegebener 
Zeit die unten (siehe c) 2.) erwähnten Voraussetzungen ein- 
schließlich ihrer finanziellen Sicherung geschaffen werden. Die 
Bundesregierung hat auf dem Gebiet der Nachwuchsförderung 
besondere Anstrengungen unternommen und erörtert z. Z. mit 
einer Reihe von VN-Organisationen den Abschluß weiterer Ab- 
kommen über die Entsendung von beigeordneten Sachverstän- 
digen. Ihre Durchführung wird langfristig zu einer Verstärkung 
des deutschen Personalanteils führen, wenn die für das erwei- 
terte Programm zur Förderung des Nachwuchses für internatio- 
nale Organisationen erforderlichen Haushaltsmittel zur Ver- 
fügung gestellt werden. 

Bei der Bundesakademie für öffentliche Verwaltung im Bundes- 
ministerium des Innern werden für Angehörige des höheren 
und gehobenen Dienstes Lehrgänge zur Vorbereitung auf inter- 
nationale Aufgaben in der Bundesverwaltung wie bei interna- 
tionalen Organisationen durchgeführt. Die Bundesregierung ist 
zudem seit Jahren bemüht, die fremdsprachliche Aus- und Fort- 
bildung durch gezielte Maßnahmen (z. B. Lehrgänge beim 
Bundessprachenamt) zu fördern. 

2. Der Ausschuß für die deutsche personelle Beteiligung an 
internationalen Organisationen hat sich seit seinem Bestehen 
intensiv mit den Grundsätzen der Personalpolitik befaßt und 
durch die deutschen Vertretungen am Sitz der Organisationen 
die Kontakte zu den im internationalen Dienst tätigen Deut- 
schen und den Personalabteilungen der Organisationen inten- 
siviert, Das Auswärtige Amt hat die Vertretung der Bundes- 
republik Deutschland bei den internationalen Organisationen 
in Genf um einen für Personalfragen zuständigen Beamten des 
höheren Dienstes verstärkt. Die Verfahren der Personalauswahl 
und Vermittlung wurden koordiniert und verbessert. 

Was die berufliche Absicherung entsandter Bediensteter im In- 
land betrifft, ist für den Bereich des Bundesdienstes auf Vor- 
schlag des Ausschusses die im Entwurf des Haushaltsgesetzes 
für das Jahr 1972 verankerte Bestimmung über die Ausbringung 
von Leerstellen für Angestellte aufgenommen worden. Ferner 
wurde die Neufassung der „Entsendungsrichtlinien'' eingeleitet. 
Ziel dieser Maßnahmen ist es, der Verwaltung die Freigabe von 
Personal zu erleichtern und das Interesse der Bediensteten an 
einer Tätigkeit in internationalen Organisationen zu erhöhen. 
Es bleibt zu erwarten, daß sich die Länder zu einer ähnlichen 
Regelung entschließen und dadurch die bisher auftretenden 
Schwierigkeiten bei der Freigabe von Bediensteten aus ihrem 
Bereich beheben helfen. 

Im Hinblick auf die unterschiedliche Struktur der Karrieren im 
internationalen Dienst und im deutschen öffentlichen Dienst 
ergibt sich, daß eine im internationalen Dienst eingeschlagene 
Karriere bei der Rückkehr des entsandten Beamten in den deut- 
schen öffentlichen Dienst nicht immer übertragen und fortgesetzt 
werden kann. 
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Hinsichtlich der beruflichen Absicherung der Bewerber aus der 
freien Wirtschaft wird geltend gemacht, die mehrjährige Ab- 
wesenheit könne dazu führen, daß nach der Rückkehr aus dem 
internationalen Dienst der berufliche Anschluß nicht in gleicher 
Weise erreicht werde wie beim Verbleib im Inland. Im Ver- 
hältnis zur innegehabten Auslandsposition könne ein beruflicher 
Stillstand, wenn nicht Rückschritt eintreten. 

Dieser Umstand könnte dazu führen, daß interessierte Bewerber 
aus der Wirtschaft von einer Verwendung im internationalen 
Dienst absehen oder, wenn sie bereits im internationalen Dienst 
beschäftigt sind, kein Interesse mehr an einer Rückkehr haben, 
so daß der an sich wünschenswerte Austausch unterbleibt. 

Im übrigen wird auf den Bericht der Bundesregierung zum 
1. Juni 1972 an den Ausschuß für Bildung und Wissenschaft des 
Deutschen Bundestages über die deutsche personelle Repräsen- 
tanz bei den in der Drucksache VI/875 genannten internationalen 
Organisationen auf dem Gebiet von Wissenschaft und For- 
schung verwiesen. 
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Anlage 


Deutsche personelle Beteiligung in den Sekretariaten 
internationaler Organisationen 

Stand: überwiegend 1. Juli 1972 


Name der Organisation 

Deutscher 

Personal im vergleichbaren 

höheren Dienst | 

Deutsche *) 
in 

Finanz- 

Beitrag 

Gesamt- 

Personal 

Deutscher Anteil 
absolut 1 prozentual 

leitender 

Position 

A. Vereinte Nationen und mit den VN in 
Verbindung stehende Organisationen 

1. Allgemeines Zoll- und Handelsab- 
kommen (GATT) 

11,1 »/o 

199 

3 

1 , 50/0 

1 

2. Asiatisdie Entwidclungsbank (ADB) 

3 , 40/0 

205 

8 

3 , 90/0 

2 

3. Entwicklungsprogramm der Vereinten 
Nationen (UNDP) 

5,70/0 

564 

21 

3 , 90/0 

10 

4. Ernährungs- und Landwirtsdiafts- 
organisation der Vereinten Nationen 
(FAO) 

8,50/0 

1287 

82 

6,4 o/o 

24 

5. Internationale Arbeitsorganisation 
(ILO) 

5,3 0/0 

726 

33 

4,5 0/0 

6 

6. Internationale Atomenergie 
Organisation (lAEO) 

6,6 0/0 

286 

19 

6,6 0/0 

5 

7. Internationale Bank für Wiederaufbau 
und Entwicklung - Weltbank (IBRD) 

5,6 0/0 

1514 

83 

5,50/0 

19 

8. Internationale Fernmeldeunion (ITU) 

4 , 30/0 

132 

7 

5 , 30/0 

1 

9. Internationale Finanz-Corporation 
(IFC) 

3 , 40/0 

99 

8 

8 , 10/0 

2 

10. Internationale Zivilluftfahrt- 
Organisation (ICAO) 

5,5 0/0 

229 

8 

3 , 50/0 

1 

11. Internationaler Währungsfonds (IWF) 

5,50/0 

650 

24 

3,7 0/0 

9 

12. Organisation der Vereinten Nationen 
für Erziehung, Wissenschaft und 
Kultur (UNESCO) 

6,4 0/0 

741 

32 

4 , 30/0 

8 

13. Weltqesundheits-Orqanisation 
(WHO) 

6,1 0/0 

1887 

52 

2,8 0/0 

15 

14. Weltorganisation für Meteorologie 
(WMO) 

4,6 0/0 

113 

2 

1,8 0/0 

— 

15. Weltpostverein (UPU) 

2,6 0/0 

60 

1 

1 , 70/0 

- 

16. Zwischenstaatliche Beratende 

Seeschiffahrts-Organisation (IMCO) 

3 , 50/0 

46 

2 

4 , 30/0 

_ 


*) Als „Leitende Positionen" wurden bei den Vereinten Nationen die Besoldungsgruppen P5 und höher, bei den Euro- 
päischen Gemeinschaften die Besoldungsgruppen A3 und höher und bei den anderen Organisationen entsprechend 
vergleichbare Besoldungsgruppen gewählt. 
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Name der Organisation 


Deutscher 

Finanz- 

Beitrag 


Personal im vergleichbaren 
höheren Dienst 

Gesamt- Deutscher Anteil 
Personal absolut | prozentual 


Deutsche *) 
in 

leitender 

Position 


17. Für die nichtselbständigen Unter- 
organisationen der VN (UNIDO, 

UNCTAD, ECE, Rauschgift- 

Kommission, lOB) leistet die BRD 21 5 

Zahlungen von etwa 6-7 ®/o, hierfür 
steht der BRD wegen ihrer Nichtmit- 
gliedschaft bei den VN bisher nur ein 
Stellenanteil von 21 bis 27 zu. 


B. Institutionen der Europäisdien 
Gemeinsdiaften 


1. Europäische Investitionsbank (EIB) 

30,0 ®/o 

81 

21 

25,9 ®/o 

9 

2. Europäisches Parlament (EP) 

32,0 »/o 

119 

18 

15,1 ®/o 

9 

3. Generalsekretariat des Rates der 
Europäischen Gemeinschaften (RAT) 

32,0 «/o 

119 

27 

22,7 ®/o 

8 

4. Gerichtshof der Europäischen 
Gemeinschaften (EGH) 

32,0 »/o 

22 

3 

13,6 ®/o 

3 

5. Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften (KOM) 

32,0 «/o 

2383 

572 

24,0 ®/o 

118, 

6. Wirtschafts- und Sozialausschuß der 
Europäischen Gemeinsdiaften (WSA) 

32,0 «/o 

26 

5 

19,2 ®/o 

1 

C. Sonstige Internationale 

Organisationen 






1. Europäische Organisation für die 
Entwicklung und den Bau von Raum- 
fahrzeugträgem (ELDO) 

48,5 »/o 

187 

51 

27,3 ®/o 

14 

2. Europäische Organisation für 
Kernforschung (CERN) 

24,5 «/o 

1277 

174 

13,6 ®/o 

34 

3. Europäische Weltraumforschungs- 
Organisation (ESRO) 

23,2 »/o 

498 

111 

22,5 ®/o 

18 

4. Europarat (CE) 

17,5 »/o 

174 

28 

16,1 ®/o 

9 

5. Nordatlantikpakt Organisation 
(NATO) 

/ 

16,1 «/o 

250 

25 

10,0 ®/o 

8 

6. Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) 

ll,8®/o 

348 

34 

9,7 ®/o 

10 

7. Westeuropäische Union (WEU) 

20,0 ®/o 

41 

6 

14,6 ®/o 

4 

8. Zwischenstaatliches Komitee für 
Europäische Auswanderung (ICEM) 

10,5 ®/o 

87 

6 

6,9 ®/o 

1 
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